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Deutscher 
Caritasverband e.V.   

BK 2/2023 
 
Beschluss 
der Bundeskommission  
am 15. Juni 2023 in Frankfurt a.M.  
 

 

 

 Antrag zu Anlage 1c zu den AVR 

 
A. 

 
Beschlusstext: 

 
 
I. Änderungen in Anlage 1c zu den AVR 

 

1. In Anlage 1c Absatz 2 wird der Satz 1 wie folgt neu gefasst: 

„1Auszubildende und Studierende im Sinne der Anlage 7, die an mindestens einem 

Tag des Auszahlungsmonats Anspruch auf Ausbildungsvergütung haben, erhalten 

zum 30. Juni 2023 und zum 30. Juni 2024 eine Einmalzahlung in Höhe von jeweils 

500 Euro sowie in den Monaten Oktober 2023 bis Februar 2024 monatliche Einmal-

zahlungen in Höhe von jeweils 100 Euro.“ 

 

2.  In der Anlage 1c zu den AVR wird eine neue Anmerkung zu Absatz 1 eingefügt: 

„Anmerkung zu Absatz 1 Satz 7: 

1. 1Mitarbeiter, die unter die Anlage 17a fallen und sich in der Altersteilzeit im 
Blockmodell befinden, erhalten die Einmalzahlung in Höhe der Hälfte der Ge-
samtsumme, die sie als Inflationsausgleich nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 
1 Satz 1 i.V.m. mit Satz 7 erhalten würden, wenn sie mit der bisherigen wö-
chentlichen Arbeitszeit weitergearbeitet hätten. 2Die Auszahlung erfolgt unab-
hängig davon, ob sich der Mitarbeiter im Auszahlungsmonat in der Arbeits- 
oder der Freistellungsphase befindet. § 7 Abs. 2 der Anlage 17a findet auf die 
Einmalzahlung keine Anwendung. 

2. Soweit im Zeitraum bis zum 15. Juni 2023 die Einmalzahlung in Anwendung 
von § 7 Abs. 2 der Anlage 17a in Höhe der Hälfte in das Wertguthaben ein-
geflossen ist, erfolgt eine Korrektur des Wertguthabens.“ 
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3.  Es wird eine neue Anmerkung zu Anlage 1c zu den AVR eingefügt:  

„Anmerkung zu Anlage 1c: 

1Der Anspruch auf die Inflationsausgleichsprämie besteht pro Dienstverhältnis. 2Übt 

der Mitarbeiter im Begünstigungszeitraum bei demselben Dienstgeber mehrere 

Dienstverhältnisse aus, gilt dies nur bis zu einem Betrag von 3.000 Euro insgesamt. 
3Satz 1 gilt auch für Zahlungen des Dienstgebers mit Bezug auf § 3 Nr. 11c EStG, die 

vor dem Inkrafttreten der Anlage 1c durch den Dienstgeber erfolgt sind.“  

 

II.        Inkrafttreten 

Die Änderungen treten zum 1. Dezember 2022 in Kraft.  

 

 
 

B. 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 
 
Auszubildende und Studierende nach Anlage 7 erhalten in den Monaten Oktober 2023 bis Feb-

ruar 2024 eine monatliche Zahlung zum Ausgleich der Inflation nach § 3 Nr. 11c EStG in Höhe 

von jeweils 100 Euro. 

Mit der Anmerkung zu Absatz 1 der Anlage 1c zu den AVR wird geregelt, dass Mitarbeiter in 

der Freistellungsphase der Altersteilzeit die Inflationsausgleichsprämie ebenfalls erhalten, und 

zwar zeitanteilig in Höhe des sich für entsprechende Teilzeitbeschäftigte ergebenden Betrages. 

Die Zahlung der Inflationsausgleichsprämie erfolgt also unabhängig davon, ob sich der Mitar-

beiter zum jeweiligen Auszahlungszeitpunkt in der Arbeits- oder in der Freistellungsphase be-

findet.  

Der Anspruch auf die Inflationsausgleichsprämie besteht in Höhe der Hälfte, die der Mitarbeiter 

erhalten würde, wenn er mit der bisherigen wöchentlichen Altersteilzeit weitergearbeitet hätte, 

bei Teilzeitbeschäftigten gemäß Absatz 1 Satz 7 der Anlage 1c zu den AVR mindestens insge-

samt 250 Euro. Dies gilt entsprechend, wenn abweichende Auszahlungsmodalitäten in einer 

Dienstvereinbarung geregelt werden. Die Inhalte der Anmerkung zu Absatz 1 der Anlage 1c zu 

den AVR sind keiner abweichenden Regelung in einer Dienstvereinbarung zugänglich.  

Haben Beschäftigte gleichzeitig mehrere Dienstverhältnisse oder aufeinanderfolgende Dienst-

verhältnisse, besteht der Anspruch auf die steuerbefreite Inflationsausgleichsprämie in der Re-

gel für jedes Dienstverhältnis. Die Steuerbefreiung gilt jedoch nur bis zu dem Betrag von 3.000 

Euro insgesamt bei mehreren Dienstverhältnissen in dem Begünstigungszeitraum zu demsel-

ben Dienstgeber. Daher ist für diesen Fall der Anspruch auf die Inflationsausgleichsprämie auf 

3.000 Euro insgesamt begrenzt.  
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C. 
 

Beschlusskompetenz 
 
Die Regelungen zur Ergänzung der Anlage 1c zu den AVR sind Rechtsnormen über den Inhalt 

des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich nicht um eine 

reine Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen Ar-

beitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ord-

nung. Damit besteht die Kompetenz der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission 

gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung zur Regelung.  

 
 
Frankfurt a.M., den 15. Juni 2023 
 
 
 
gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

 
 

* * * 


